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Werden im Rahmen einer Veranstaltung außerhalb des 

familiären und persönlichen Umfelds Foto- und Video-

aufnahmen angefertigt, handelt es sich regelmäßig um 

eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die den 

Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung (DS-

GVO) unterliegt. Dies gilt auch dann, wenn im Zusam-

menhang mit der Veröffentlichung der Aufnahmen keine 

konkrete Namensnennung erfolgt. Ausschlaggebend ist 

ausschließlich, ob eine Identifizierung der von der Da-

tenverarbeitung betroffenen Personen grundsätzlich 

möglich ist. Dies ist im Hinblick auf Foto- und Videoauf-

nahmen regelmäßig gegeben. 

 

Für die Veröffentlichung von Foto- und Videoaufnahmen 

greifen die Normen der DS-GVO nur dann, soweit eine 

Identifizierung der abgebildeten Personen gegeben ist. 

Dies können sich Verantwortliche zunutze machen: Mit-

tels nachträglicher Bearbeitung durch Reduzierung der 

Auflösung, Nutzung von Unschärfe sowie notfalls durch 

Verpixeln einzelner Bildbestandteile, lässt sich eine Ver-

öffentlichung von identifizierbaren Personen vermei-

den. Für die Veröffentlichung derartiger Aufnahmen muss 

sodann keine der im weiteren Verlauf dargestellten 

Rechtsgrundlagen vorliegen. 

 

Insbesondere für Verarbeitungen personenbezogener 

Daten zu journalistischen, künstlerischen und wissen-

schaftlichen Zwecken sieht zudem Art. 85 Abs. 2 DS-GVO 

bestimmte Ausnahmen von den datenschutzrechtlichen 

Anforderungen vor. Zu beachten ist dabei jedoch, dass 

teils recht hohe Anforderungen an derartige Tätigkeiten 

bestehen. So stellt nicht bereits jede Veröffentlichung 

von Foto- und Videoaufnahmen zur Darstellung einer 

Veranstaltung auf der Internetseite einen journalisti-

schen Zweck dar. Vielmehr muss eine derartige Veröf-

fentlichung unter anderem ein allgemeines Informa-

tionsinteresse bedienen sowie einen Meinungsbildungs-

prozess verfolgen.  

 

Neben den Normen der DS-GVO sind im Zusammenhang 

mit der Veröffentlichung von Foto- und Videoaufnahmen 

regelmäßig ebenfalls das allgemeine Persönlichkeits-

recht sowie das Kunst- und Urhebergesetz (KUG) zu be-

achten. 

 

Jede Verarbeitung personenbezogener Daten bedarf ei-

ner einschlägigen Rechtsgrundlage. Hinsichtlich der An-

fertigung und Veröffentlichung von Foto und Videoauf-

nahmen kommen überwiegend die im Folgenden näher 

dargestellten Rechtsgrundlagen in Betracht: 

 

Vertrag (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. b) DS-GVO) 

Ist die Anfertigung und Veröffentlichung von Foto- und 

Videoaufnahmen auf Grundlage eines Vertrages mit der 

von der Datenverarbeitung betroffenen Person oder auf 

Grundlage vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich, 

kann die Verarbeitung der Foto- und Videoaufnahmen 

auf den jeweiligen Vertrag oder die jeweilige 

vorvertragliche Maßnahme gestützt werden. Vorausset-

zung hierbei ist jedoch stets, dass die Verarbeitung der 

personenbezogenen Daten auch nach objektiven Maß-

stäben tatsächlich zur Vertragsanbahnung oder -erfül-

lung erforderlich ist.  

 

Für die Annahme eines Vertragsverhältnisses wird in der 

Regel das Vorliegen von Leistung und Gegenleistung 

vorzuweisen sein. Die Gegenleistung hat jedoch gegen-

über der abgebildeten Person nicht zwangsläufig in mo-

netärer Form zu erfolgen, sondern kann beispielsweise 

auch in der Überlassung von Kopien der Aufnahmen für 

private Zwecke der abgebildeten Personen gesehen 

werden. Über die jeweiligen Einzelheiten können die 

Vertragsparteien frei verfügen. 

 

Beispiele: Anfertigung eines Passfotos durch einen Fo-

tografen, Anfertigung von Foto- und Videoaufnahmen 

mit beauftragten Models (sog. Model-Release-Verträge), 

Nutzung von Fotografien auf Beschäftigtenausweisen 

zur Einlasskontrolle. 

 

Berechtigtes Interesse (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DS-GVO) 

Die Rechtsgrundlage des berechtigten Interesses erfor-

dert eine dokumentierte Abwägung zwischen den Inte-

ressen des für die Datenverarbeitung Verantwortlichen 

oder eines Dritten sowie den Interessen und Rechten der 

von der Datenverarbeitung betroffenen Personen. Im 

Zusammenhang mit der Anfertigung und Veröffentli-

chung von Foto- und Videoaufnahmen sind eine Reihe 
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unterschiedlicher Faktoren zu berücksichtigen, so unter 

anderem: Erwartbarkeit, Situation, Veröffentlichungs-

form und -medium, Umsetzung sowie zeitlicher Zusam-

menhang zwischen Aufnahme und Veröffentlichung. 

Weiterhin können auch die Anknüpfungspunkte des 

§ 23 KUG herangezogen werden, also beispielsweise, ob 

es sich um eine Person der Zeitgeschichte handelt oder 

die Personen ausschließlich als Beiwerk erscheinen. 

 

Interessenabwägungen fallen bei unter 16-jährigen Per-

sonen in der Regel zu deren Gunsten aus. Das heißt, eine 

Anfertigung und Veröffentlichung von Foto- und Video-

aufnahmen von unter 16-jährigen Personen ist in aller 

Regel nicht auf Grundlage des berechtigten Interesses 

möglich. Auch Veröffentlichungen von Foto- und Video-

aufnahmen auf Präsenzen in sozialen Netzwerken sind 

aufgrund der großen Reichweite der Veröffentlichungen 

sowie aufgrund bestehender Missbrauchsrisiken regel-

mäßig nicht auf diese Rechtsgrundlage zu stützen.  

 

Ergänzend ist zu beachten, dass von der Datenverarbei-

tung betroffene Personen im Rahmen des berechtigten 

Interesses ein jederzeitiges Widerspruchsrecht gegen 

die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten zu-

steht. Widerspricht eine Person der Anfertigung von Auf-

nahmen, muss dies berücksichtigt werden. Eine Umset-

zung kann beispielsweise durch Ausweisung aufnahme-

freier Bereiche (z.B. Randbereiche in einem Veranstal-

tungssaal) oder eine diskriminierungsfreie Kennzeich-

nung dieser Personen (z.B. mittels andersfarbiger Na-

mensschilder) erfolgen. 

Beispiele: (Groß-)Veranstaltungen bei einer Vielzahl von 

Teilnehmenden mit Fokus auf eine Veranstaltungsdoku-

mentation, Unternehmens- und Vereinsfeiern im Rah-

men einer internen Veröffentlichung. 

 

Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 Satz 1lit. a) DS-GVO) 

Oftmals werden die Anfertigung und Veröffentlichung 

von Foto- und Videoaufnahmen auf Grundlage einer Ein-

willigung der abgebildeten Person vorgenommen. Zent-

rale Voraussetzungen sind hierbei jedoch, dass die je-

weilige Person höchstpersönlich, in informierter Weise 

und freiwillig in die Anfertigung und Veröffentlichung 

der Foto- und Videoaufnahmen eingewilligt hat.  

 

Zwar kann ebenfalls ein schlüssiges Handeln, zum Bei-

spiel das Lächeln und Posieren vor einer Kamera, als 

Einwilligung gedeutet werden, jedoch ergeben sich für 

den für die Datenverarbeitung Verantwortlichen hierbei 

im Zweifel Probleme hinsichtlich des Nachweises der In-

formiertheit der abgebildeten Personen. Zudem wird im 

Rahmen eines Beschäftigtenverhältnisses regelmäßig 

eine Einwilligungserklärung in Textform erforderlich 

sein. Weiterhin ist darauf zu achten, dass Einwilligungs-

erklärungen deutlich von anderen Textelementen ge-

trennt abgebildet, also beispielsweise nicht in (arbeits-) 

vertragliche Vereinbarungen eingebaut werden. 

 

Der Aspekt der Freiwilligkeit setzt weiterhin voraus, 

dass die Erteilung der Einwilligung nicht an weitere Vo-

raussetzungen geknüpft sein darf. So ist es beispiels-

weise nicht zulässig, die Teilnahme an einer 

Veranstaltung von der Erteilung einer Einwilligungser-

klärung zur Anfertigung und Veröffentlichung von Auf-

nahmen abhängig zu machen. Weiterhin muss gegeben 

sein, dass die abgebildete Person die Einwilligung ohne 

Nachteile verweigern oder zu jederzeit widerrufen kann. 

 

Widerruft eine Person ihre Einwilligung hinsichtlich der 

Veröffentlichung von Aufnahmen, sind diese aus den je-

weiligen Medien zu entfernen. Werden die Aufnahmen 

in digitaler Form für Internetseiten oder Präsenzen in 

sozialen Netzwerken genutzt, sind diese zeitnah von den 

jeweiligen Auftritten zu löschen. Im Rahmen von Druck-

erzeugnissen dürfen die bereits gedruckten Exemplare 

regelmäßig weiterhin verbraucht, jedoch keine zusätzli-

chen Ausgaben nachgedruckt werden. 

 

Erfolgt eine Aufnahme von Kindern und Jugendlichen, 

bedarf es einer Einwilligung sämtlicher Sorgeberechtig-

ter, wobei ab einem Alter von 14 Jahren die Jugendli-

chen zusätzlich zu den Sorgeberechtigten ihre Einwilli-

gung erteilen müssen. 

 

Beispiele: Veröffentlichung von Aufnahmen Beschäftig-

ter im Internet, Publikation von Aufnahmen identifizier-

barer Personen in sozialen Netzwerken, Anfertigung von 

Aufnahmen von Kindern. 

 

Unabhängig von der einschlägigen Rechtsgrundlage 

sind die abgebildeten Personen über die Verarbeitung 

der Foto- und Videoaufnahmen entsprechend der 
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Anforderungen der Artikel 13 und 14 DS-GVO transpa-

rent zu informieren. Dies umfasst insbesondere nähere 

Informationen zum für die Datenverarbeitung Verant-

wortlichen und dessen Datenschutzbeauftragten, zum 

Zweck sowie zur Rechtsgrundlage der Datenverarbei-

tung, die Angabe von Empfängern und Löschfristen so-

wie einen Hinweis auf die bestehenden Betroffenen-

rechte und dem Beschwerderecht. 

 

Die Erteilung der Informationen kann im Rahmen eines 

Vertrages bereits über den Vertragstext sowie in Bezug 

auf die Einwilligung direkt über die Einwilligungserklä-

rung erfolgen.  

 

Insbesondere hinsichtlich der Rechtsgrundlage des be-

rechtigten Interesses wird oftmals auf deutlich erkenn-

bare Aushänge zurückgegriffen. So können beispiels-

weise an den offiziellen Eingängen zu einem Veranstal-

tungsgelände Informationen zur Anfertigung und Veröf-

fentlichung von Foto- und Videoaufnahmen angebracht 

werden. Aber auch bereits im Vorfeld geschlossener Ver-

anstaltungen ist beispielsweise eine Information mit 

Übermittlung von Einladungen denkbar.  

 

Ebenfalls ist die Bereitstellung in einem mehrstufigen 

Informationsmodell denkbar. So kann ein kurzer und 

prägnanter Hinweis auf die Anfertigung und Veröffentli-

chung von Foto- und Videoaufnahmen erfolgen, wäh-

rend weiterführende Informationen per Link oder QR-

Code auf einer separaten Internetseite bereitstehen.  

Grundsätzlich sind die Informationen zur Datenverarbei-

tung in den Sprachen der jeweiligen Zielgruppe bereit-

zustellen. 

 

Wünscht eine Person ausdrücklich nicht aufgenommen 

zu werden, ist diesem Umstand gebührend Rechnung zu 

tragen. Auch soweit Dritte mit der Anfertigung von Foto- 

und Videoaufnahmen betraut werden, sollten diese ent-

sprechend sensibilisiert und umsichtig mit derartigen 

Anliegen umgehen. 

 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass in bestimm-

ten Bereichen ein grundsätzliches Aufnahmeverbot be-

steht, beispielsweise in und um Sanitär- und Umkleide-

bereichen. Weiterhin kann mittels des Hausrechts eben-

falls eine Untersagung von Aufnahmen auf gesamten 

Veranstaltungen oder in Räumlichkeiten vorgenommen 

werden. Diese Möglichkeit nehmen beispielsweise Kin-

dertagesstätten in Rahmen von Eltern-Kind-Veranstal-

tungen wahr, um die Rechte sowie die besondere 

Schutzbedürftigkeit von Kindern zu wahren. 

 

Weiterführende Informationen zu dieser Thematik er-

halten Sie unter anderem im Praxisratgeber „Fotos und 

Datenschutz“ der Stiftung Datenschutz sowie in der Pra-

xishilfe „Fotografieren und Datenschutz“ des Landesbe-

auftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 

Baden-Württemberg. Weiterhin steht Ihnen für die kon-

krete Beratung zur Umsetzung der datenschutzrechtli-

chen Anforderungen auch der oder die Datenschutzbe-

auftragte Ihrer Organisation zur Verfügung.

http://www.dids.de/
https://stiftungdatenschutz.org/ehrenamt/praxisratgeber/praxisratgeber-detailseite/fotos-und-datenschutz-275
https://stiftungdatenschutz.org/ehrenamt/praxisratgeber/praxisratgeber-detailseite/fotos-und-datenschutz-275
https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/wp-content/uploads/2019/09/Fotografieren-und-Datenschutz-September-2019.pdf
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